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Bezug: Kleine Anfrage 137 der Fraktion der SPD 
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GemäiS § 3 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) ist Sowjetzonen- 
flüchtling ein deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszu- 
gehöriger, der seinen Wohnsitz in der sowjetischen Besatzungszone 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin hat oder gehabt 
hat, von dort flüchten mußte, um sich einer von ihm nicht zu ver- 
tretenden und durch die politischen Verhältnisse bedingten beson- 
deren Zwangslage zu entziehen, und dort nicht durcl-i sein Verhalten 
gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen hat. Danach darf die besondere Zwangslage, der sich ein 
Antragsteller durch die Flucht entzogen liat, nicht eine solche sein, 
die er zu „vertreten” hat. Der Begriff des Vertretens ist an die 
Stelle des Wortes „unverschuldet” getreten, der in früheren Gesetzen 
und auch noch im Regierungsentwurf Verwendung gefunden hatte, 
um zu vermeiden, dalS im Anerkennungs verfahren gemäß § 3 BVFG 
straf- oder zivilrechtliche Verschuldensbegriffe Anwendung finden. 

Bereits unmittelbar nach Inkrafttreten des BVFG, nämlich am 
25. Juni 1953, hat der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen, den Ostbüros der politischen Parteien, 
den Verbänden der Sowjetzonenflüchtlinge und den Landesflücht- 
lingsverwaltungen besondere Richtlinien zur Durchführung der §§ 3 
und 4 BVFG erlassen, die von sämtlichen obersten Landesflüchtlings- 
behörden übernommen und an die ihnen unterstellten Flüchtlings- 
ämter weitergegeben wurden. In diesen Richtlinien ist zum Begriff 
des Vertretens folgendes ausgeführt; 

„Der Begriff des „Vertretens” muß nach der in der Bundes- 
republik geltenden demokratischen Auffassung verstanden 
werden. Zwangslagen, die durch ein Verhalten des Antrag- 
stellers hervorgerufen wurden, das auch nach der in der 
Bundesrepublik geltenden Auffassung verwerflich ist, insbe- 
sondere kriminelle Handlungen, sind von diesem zu vertreten, 
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Wer sich dem sowjetzonalen System ohne Zwang, z. B. als 
Funktionär, verschrieben hatte, obwohl er wußte oder wissen 
mußte, daß er sich damit diesem System auf Gedeih und 
Verderb auslieferte, hat Folgen, die sich früher oder später 
auch gegen ihn richteten und Ihn in eine besondere Zwangs- 
lage oder gar Lebens- oder Freiheitsgefahr brachten, zu ver- 
treten. Nicht zu vertreten sind besondere Zwangslagen, die 
dadurch bedingt waren, daß der Antragsteller dem sowjet- 
zonalen System Widerstand leistete ; jedoch bleiben Fiandlungen 
außer Betracht, die mutwillig oder ohne verständlichen Anlaß 
begangen wurden.” 

Außer diesen allgemeinen Richtlinien hat der Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen in einer erheblichen 
Anzahl von Fällen auf Anfrage der Länderflüchtlingsbehörden zum 
Problem des Vertretenmüssens grundsätzlich Stellung genommen. 
Trotzdem ist es für die Flüchtlingsämter nicht Immer leicht, im 
Einzelfall zu beurteilen, ob ein Verhalten, das zur Flucht geführt 
hat, zu vertreten ist oder nicht. Es sind Entscheidungen bekannt 
und zum Teil auch in der Presse kritisiert worden, die zweifellos 
nicht den hier wiedergegebenen Richtlinien entsprachen. Die Gründe 
hierfür liegen vor allem darin, daß die mit der Beurteilung und 
Entscheidung über die Flüchthngseigenschaft betrauten Behörden mit 
den besonderen Verhältnissen und Bedingungen in der SBZ nicht 
immer in einem Maße vertraut sind, wie es für eine fehlerfreie 
Anwendung des § 3 BVFG notwendig und wünschenswert wäre. 
Abgesehen davon aber, daß es sich bei den mit Recht in der 
Öffentlichkeit kritisierten Fällen im Verhältnis zu den 230000 bisher 
entschiedenen Anträgen nur um einen verschwindend geringen 
BruchteiL handelt, sind diese wenigen Fälle im Verwaltungswege 
korrigiert worden, ohne daß es einer Verwaltungsklage bedurft 
hätte. Da das BVFG gemäß Art. 83 GG durch die Länder in eigener 
Verantwortung ausgeführt wird, ist es allerdings aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen nicht möglich, eine Landesbehörde förmlich 
anzuweisen, ihre Entscheidungen aufzuheben oder zu korrigieren. 
Notfalls muß die Korrektur einer eventl. Fehlentscheidung den 
Verwaltungsgerichten überlassen bleiben, die jedoch, wie die bisherige 
Rechtsprechung zu § 3 BVFG zeigt, zum Teil mit den gleichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben wie die Verwaltungsbehörden. 
Es wird daher auch In Zukunft nicht immer zu vermeiden sein, 
daß in Einzelfällen der Begriff des Vertretens eine Auslegung erfährt, 
die mit den Absichten des Gesetzgebers nicht ohne weiteres über- 
einstimmt. 

Im Hinblick auf diese Problematik ist bereits von verschiedenen 
Seiten die Streichung der Worte „von ihm nicht zu vertretenden 
und” Im Text des § 3 BVFG angeregt worden. Hiergegen bestehen 
jedoch erhebliche Bedenken, da dann nicht mehr die Gewähr dafür 
gegeben ist, daß Antragsteller ausgeschlossen werden, denen nach 
dem Willen des Gesetzgebers, aber auch nach der Auffassung der 
Flüchtlinge selbst unter keinen Umständen die anerkannten Flücht- 
lingen vorbehaltenen Vergünstigungen zukommen sollen. 

Ich weise jedoch noch einmal darauf hin, daß es bis jetzt immer 
möglich war, offensichtliche Fehlentscheidungen der unteren Verwal- 
tungsbehörden durch die Vorgesetzten Länderbehörden zu korrigieren. 


Dn Dr. Oberländer 



